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„In Ecuador gibt es einen Plan der Destabilisierung, der mit geopolitischen Interessen

zu tun hat (...) Wir haben Beweise für eine Beziehung des nun Festgenommenen zu

Ricardo Patiño, der Außenminister war, als Julian Assange das Asyl gewährt wurde.“

Ecuadors InnenministerinMaría Paula Romo nach der Festnahme eines Verdächtigen aus demWikiLeaks-Umfeld

... Gabriel N. Toggenburg*
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„Dolomiten“: Ist die Position
der EU gegenüber Polen und
Ungarn hoffnungslos?
Gabriel N. Toggenburg: Man
muss 2 Verfahren unterschei-
den. Es gibt das Artikel-7-Ver-
fahren. Das ist politischer Na-
tur. Da befindetman sich in ei-
ner Sackgasse, wenn sich 2
Staaten gegenseitig vor EU-
Sanktionen schützen. Dann
gibt es aber noch die Vertrags-
verletzungsverfahren vor dem
EU-Gerichtshof. Die sind sehr
effizient.

„D“: Aber?
Toggenburg: Vor dem Ge-
richtshof können nur Dinge
landen, die von EU-Gesetzge-
bung abgedeckt sind. Schlei-
chender Abbau rechtsstaatli-
cher Leitplanken ist da schwer
zu fassen.

„D“: Was ist also zu tun?
Toggenburg: Die Kommission

möchte nun mehr Dynamik
„von unten“ schaffen. Tatsäch-
lich lässt sich Rechtsstaatlich-
keit nicht von oben verordnen.
Es geht auch darum regelmä-
ßig vergleichbare Informatio-
nen in allenMitgliedstaaten zu
sammeln. Belgien schlägt ein
neues peer review System vor
in dem sich die Staaten regel-
mäßig gegenseitig überprüfen.

„D“: Wie aber können sich die
Bürger und Bürgerinnen ein-
bringen?
Toggenburg: Aus Italien kam
soeben die Registrierung einer
neuen Europäischen Bürger-
initiative zur „Wahrung der
Rechtsstaatlichkeit“. Die kann
man nun unterschreiben. Es
geht darum, einen objektiven
und unparteiischen Evaluie-
rungsmechanismus zu schaf-
fen, anhand dessen geprüft
werden kann, ob alle Mitglied-
staaten die Werte der Europäi-
schen Union einhalten. Mehr
Informationen gibt es auf der
website des italienischen „mo-
vimento europeo“. ©
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Justiz undRechtsstaatlichkeit
BRÜSSEL:Wie kann die EuropäischeUnion europäischeGrundwerte garantieren?

Der Generalanwalt am Euro-
päischen Gerichtshof in Lu-

xemburg empfahl nun, Polen
wegen einer Verletzung des EU-
Vertrages zu verurteilen. Es geht
dabei um die Zwangspensionie-
rung von Richtern. Er ist der An-
sicht, dass eine vorzeitige Verset-
zung in den Ruhestand nur auf
Antrag des betroffenen Richters
möglich ist und eine Änderung
des obligatorischen Ruhe-
standsalters keinesfalls rückwir-
kend erfolgen kann.

Bereits seit Jahren schwelt ein
heftiger Streit zwischen War-
schau und Brüssel, ob die Art
undWeise wie die polnische Re-
gierung das Justizsystem um-
krempelt, eine harmlose Moder-
nisierung der Justiz darstellt
oder zu einem dramatischen
Raubbau an der Rechtsstaatlich-
keit Polens führt.

Erst vergangene Woche hatte
die EU-Kommission ein Scheit
nachgelegt und ein weiteres Ver-
tragsverletzungsverfahren ange-
strengt. Dabei geht es um ein
Gesetz, welches es ermöglicht,
Richter an ordentlichen Gerich-

ten wegen des Inhalts ihrer rich-
terlichen Entscheidungen dis-
ziplinarrechtlich zu verfolgen
und Sanktionen zu unterwerfen.
Kritiker sehen dies als letzten
Beweis, dass sich Polen endgül-
tig hin zur Politjustiz bewegt.

Vor diesemHintergrund ist ei-
ne in der vorigen Woche vorge-
stellte Mitteilung der Kommissi-
on zu sehen. Hinter dem nüch-

ternen Titel „Die weitere Stär-
kung der Rechtsstaatlichkeit in
der Union“ versteckt sich politi-
scher Sprengstoff. Die Kommis-
sion zieht darin auch Bilanz
über die beiden ersten „Artikel-
7-Verfahren“ der Integrationsge-
schichte: Seit Dezember 2017 ist
eines gegen Polen anhängig und
seit September 2018 eines gegen
Ungarn. Im britischen „under-

statement“ heißt es im Kommis-
sionspapier, dass die bisherigen
Fortschritte „hätten bedeutsa-
mer sein können“.

Die Kommission eröffnet nun
eine „Debatte“, um neue Wege
zu finden, wie die EU-Werte – zu
deren zentralsten die Rechts-
staatlichkeit gehört – besser ge-
schützt werden können.

3 Säulen seien wichtig: Eine
stärkere Förderung der Rechts-
staatlichkeit (Kommunikations-
maßnahmen, Förderung einer
stärkeren Rechtsstaatlichkeits-
kultur in der Bevölkerung), eine
frühzeitige Vorbeugung gegen
Rechtsstaatsprobleme (etwa
durch regelmäßigenDialog) und
die Möglichkeit für die EU, weit
wirksamere Reaktionen setzen
zu können, wenn die Probleme
virulent werden.

Bis Juni können sich EU-Insti-
tutionen, Mitgliedstaaten, ein-
schlägige Interessenträger sowie
wie Richtervereinigungen und
die Zivilgesellschaft einbringen.
Dann wird die Kommission ihre
Schlussfolgerungen auftischen.

© Alle Rechte vorbehalten

EUROPA-SPLITTER

Anti-WikiLeaks-Komplott

Donald Trump, wie wir ihn
noch nicht kannten: als ed-

ler Ritter gegen das Böse. Bei
seinem Kampf hat er Bundes-
genossen. Die sind nicht ganz
koscher, aber beim Feldzug für
das angeblich Hehre, Gute und
Gerechte muss man ja nicht im-
mer kleinlich sein.

Da hat der US-Präsident mit
seinem Amtsbruder in Ecuador
ausgekungelt, den „WikiLeaks-
Banditen“ Julian Assange aus
der Ecuador-Botschaft in Lon-
don rauszuwerfen, damit er von
der Polizei der Brexit-Vergeige-
rin TheresaMay verhaftet, an die
US-Justiz übergeben, dort vor
Gericht gestellt, bestraft und
mundtot gemacht werden kann.

Denn Assange hat Schlimmes
„verbrochen“: Sein WikiLeaks-
Verein hängte vor ein paar Jah-
ren US-Dokumente zu Misseta-
ten amerikanischer Soldaten an
die große Glocke, die auch bei
großzügiger Betrachtung in die
Kategorie Kriegsverbrechen fal-
len: widerwärtige Folter- und
Mordgeschichten und andere
Sachen. Die allesamt US-amt-
lich und unter Verletzung völ-
kerrechtlicher Bestimmungen
unter den Teppich gekehrt und
nicht geahndet wurden.

Während seines Präsident-
schafts-Wahlkampfes war
Trump noch ein WikiLeaks-Fan
und forderte öffentlich dazu auf,
möglichst viele wahre oder un-
wahre E-Mail-Dreckgeschichten
über seine Gegenspielerin Hilla-
ry Clinton zu veröffentlichen.
Aber das war gestern. Jetzt ist
Trump gegen Assange und hat
sich der Hilfe des neuen undmit
harter Hand regierenden Ecua-
dor-Präsidenten Lenin Moreno
versichert. Unter dessen Herr-
schaft ist es mit Meinungsfrei-
heit und Beachtung der Men-

FALL ASSANGE: Trump,Moreno undMay als Trio
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schenrechte nichtmehrweit her,
und Trump hat bekanntlich eine
Schwäche für Diktatoren.

Die britische Premierministe-
rin May macht das Anti-Assan-
ge-Trio komplett. Die im Brexit-
Strudel steckende Dame ist auf
der Suche nach Ablenkung von
schlimmenNachrichten und auf
der verzweifelten Jagd nach Ver-
bündeten. Heilsbringer in der
britischen Post-EU-Zeit soll
Trumps USA mit einem gigan-
tisch vorteilhaften Freihandels-
vertrag sein. Da kannman schon
mal einen moralisierenden
Stinkefinger namens Assange
über die Klinge springen lassen.

Mag ja sein, dass der WikiLe-
aks-Mann persönlich kein Mus-
terknabe ist, und er beim Ent-
hüllen von Missständen und
Verbrechen gegen die eine oder
andere gesetzliche Vorschrift
verstoßen hat. Aber was ist
schlimmer: Das nicht unbedingt
gesetzestreue Aufdecken von
schwersten Straftaten oder die
aufgedecktenWiderlichkeiten?

Mulmig darf dem Betrachter
auch werden, wenn „die da
oben“ anfangen, Aufklärer und
Aufdecker – seien es die klassi-
schenMedien oder sonstigeMe-
dienkundige – mit der Staats-
macht zum Schweigen zu brin-
gen. Beispiele in der Geschichte
gibt es genug. Gut ausgegangen
sind sie alle nicht. ©

Tauziehen umAuslieferung
FALL ASSANGE: Experten rechnenmit langen Verfahren vor denGerichten – In EcuadorMitarbeiter verhaftet

LONDON (APA/AFP/dpa).
Nach der spektakulären Fest-
nahme von Wikileaks-Grün-
der Julian Assange in London
beginnt das Tauziehen um ei-
ne Auslieferung des 47-jähri-
gen Australiers an die USA.

Rechtsexperten erklärten am
Freitag, der Fall könnte über Jah-
re vor britischen Gerichten ver-
handelt werden und letztlich vor
den Europäischen Gerichtshof
gehen. Assanges Anwältin hatte
angekündigt, dass ihr Mandant
das Auslieferungsgesuch „an-
fechten und bekämpfen“ werde;
eine Anhörung dazu ist am 2.
Mai geplant. Assange wird der-
zeit im Hochsicherheitsgefäng-
nis von Belmarsh im Osten Lon-
dons festgehalten. Es kann 910
Häftlinge beherbergen, darunter
auch solche, denen ein erhöhtes
Medieninteresse gilt.

Australische Konsulatsmitar-
beiter würden sich schnellst-
möglich um einen Besuch bei
Assange bemühen, sagte Austra-
liens Außenministerin Marise
Payne. Sie zeigte sich „über-
zeugt“, dass Assange „gerecht
behandeltwird“. Australiens Pre-
mier Scott Morrison sagte, As-
sange könne nicht mit einer
„speziellen Behandlung“ seitens
seines Heimatlandes rechnen.

AssangesMutter erbost

Premierministerin Theresa
May hatte im Hinblick auf As-
sange gesagt, niemand stehe
über dem Gesetz. Assanges in
Australien lebende Mutter rea-
gierte erbost: May wolle die Öf-
fentlichkeit von den Problemen
rund um den Brexit ablenken,
indem sie „die aggressive, bruta-
le, ungesetzliche Festnahme
meines mutigen, gequälten,
preisgekrönten Journalisten-
Sohnes begrüßt“.

Die britische Labour-Politike-
rin Diane Abbott forderte May
indes mit Verweis auf den Fall

McKinnon auf, Assange nicht an
die USA auszuliefern. Der briti-
sche Hacker Gary McKinnon
war in Militärcomputersysteme
eingedrungen; nach 10-jähri-
gem Rechtsstreit wurde seine
Auslieferung 2018 gestoppt.

Auch Labour-Chef Jeremy
Corbyn schloss sich Abbott an.
Corbyn twitterte, dass Assange
Beweise fürGräuel in Irak und in
Afghanistan offenbart hatte.

Assange war am Donnerstag
nach 7 Jahren in der ecuadoria-
nischen Botschaft in London
festgenommen worden. Quito
hatte zuvor das politische Asyl
für den 47-Jährigen aufgehoben,
der wegen der Veröffentlichung
geheimer US-Dokumente vielen
in den USA als Staatsfeind gilt.

Laut Scotland Yard erfolgte
der Zugriff aufgrund einer Ge-
richtsanordnung von 2012 we-
gen Verstoßes gegen Kautions-
auflagen und „auf Betreiben der

USA“, die seine Auslieferung we-
gen Hackingvorwürfen fordern.
Assanges Unterstützer fürchten
aber weitere US-Anklagen wie
Geheimnisverrat und damit wo-
möglich die Todesstrafe.

In Großbritannien droht As-
sange wegen des Verstoßes ge-
gen Kautionsauflagen bis zu ein
JahrHaft. In denUSAmuss er im
Zusammenhang mit dem Vor-
wurf der Verschwörung zur Atta-
cke auf Regierungscomputermit
bis zu 5 JahrenHaft rechnen. Die
Vorwürfe beziehen sich auf die
Veröffentlichung hunderttau-
sender geheimer Regierungsdo-
kumente in den Jahren 2010 und
2011, die WikiLeaks von der frü-
heren US-Soldatin Chelsea
Manning zugespielt worden wa-
ren. 2010 sorgte ein von WikiLe-
aks veröffentlichtes Video welt-
weit für Bestürzung, das den
tödlichen Beschuss von mehre-
ren irakischen Zivilisten durch

einen US-Kampfhubschrauber
aus dem Jahr 2007 zeigt.

Die Enthüllungsplattform hat-
te im Präsidentschaftswahl-
kampf 2016 E-Mails der demo-
kratischen Partei veröffentlicht
und damit der damaligen Kan-
didatin Hillary Clinton gescha-
det. Clinton forderte in New
York, dass sich Assange für seine
mutmaßlichen Straftaten ver-
antwortet.

Indes wurde in Ecuador ein
Assange-Mitarbeiter festgenom-
men. Innenministerin María
Paula Romo sagte, die Festnah-
me sei erfolgt, als der „sehr en-
ge“ Mitarbeiter Assanges nach
Japan habe reisen wollen. Anga-
ben zur Identität des Festge-
nommenenmachte sie nicht. Ei-
nem Medienbericht zufolge soll
es sich umeinen Schwedenhan-
deln, der auf Sicherheitstechno-
logie und Verschlüsselung spe-
zialisiert ist. © Alle Rechte vorbehalten

2018
blockierten 2 britische Rich-
ter die Auslieferung des
mutmaßlichenHackers Lau-
ri Love an die USA. ©

Der Europäische Gerichtshof in Luxemburg Wikipedia/Cédric Puisney

Julian Assange (47) AP/Victoria Jones

Freiheit für Julian Assange fordern diese Demonstranten vor dem Außenministerium in Quito (Ecuador). AP

VIDEO auf 
abo.dolomiten.it


